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Zweiter Nachtragshaushaltsplan 2017

Grund der Vorlage
Rechtliches Erfordernis gemaRd § 81 GO NRW i. V. m. § 10 GemHVO NRW.
Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt beschlief3t die als Anlage beigefiigte Zweite Nachtragssatzung 2017.

Unterschrift

Dr. Slawig

Begrundung

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 14.12.2015 die Haushaltssatzung 2016/2017
sowie die 5. Fortschreibung des Haushaltssanierungsplanes (HSP) 2012 — 2021 fur das Jahr
2016 beschlossen.

Die Bezirksregierung Dusseldorf hat mit Verfiigung vom 22.07.16 die 5. Fortschreibung des
Haushaltssanierungsplanes genehmigt.
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Unter Bezug auf den Beschluss vom 14.11.2016 zur 6. Fortschreibung des
Haushaltssanierungsplanes 2012 - 2021 fir das Jahr 2017 hat der Rat der Stadt in seiner
Sitzung am 19.12.2016 den (ersten) Nachtragsplan 2017 beschlossen.

Die Genehmigung durch die Bezirksregierung Dusseldorf erfolgte mit Verfigung vom
14.07.2017.

Die notwendigen Schritte zur Existenzsicherung und nachhaltigen Konsolidierung der
Gemeinnltzigen Wohnungsbaugesellschaft mbH Wuppertal (GWG) machen gemaR § 81
GO NRW die Aufstellung eines zweiten Nachtragshaushaltes erforderlich.

Als Bestandteil der KonsolidierungsmafRnahmen ist die Bereitstellung einer Kapitaleinlage im
Umfang von 32 Mio. € erforderlich, die Uber die Aufnahme eines zusatzlichen Darlehens
finanziert werden soll.

Zu den Einzelheiten wird auf den parallel eingebrachten Durchflihrungsbeschluss
(Drucksache VO/0764/17) verwiesen.

Aufgrund der Entwicklung bei Planungen und Abstimmungen mit den oOrtlichen
Sozialhilfetragern sowie dem Landschaftsverband Rheinland haben sich zwischenzeitlich
erhebliche Mehrkosten fir die Umbau- und Neubaumanahmen der sieben stadtischen
Alten- und Altenpflegeeinrichtungen der Stadt ergeben. Diese MaRhahmen sind zwingend
notwendig zur Erfillung der Vorgaben nach dem Wohn- und Teilhabegesetz des Landes
NRW und werden in vollem Umfang nach der 2014 in Kraft getretenen Altenpflegegesetz —
Durchfuihrungsverordnung refinanziert.

Gegentber der urspriinglichen und in der Haushaltsplanung 2016/2017 auch
bertcksichtigten Planung mit einem Kostenvolumen von rd. 10 Mio. € ergibt sich ein
zusatzlicher Finanzbedarf von rd. 15,6 Mio. €, der insbesondere durch jetzt vorgesehene
Neubaumafnahmen (statt Umbaumalnahmen) an der Neviandtstral3e und an der Oberen
Lichtenplatzer Strafl3e begrundet ist.

Zur Absicherung des Kreditbedarfs, der an den Eigenbetrieb APH weitergeleitet wird, ist im
Nachtragsplan eine zusatzliche Ermachtigung im Umfang von 14,8 Mio. € erforderlich. Die
Zustimmung der Kommunalaufsicht zur Anerkennung des zusétzlichen Kreditvolumens ist in
Aussicht gestellt worden.

Im Zusammenhang mit der baldigen Fertigstellung des Projektes Ddppersberg ist auch eine
umfassende Herrichtung des dortigen Schwebebahngebdudes zwingend geboten. Die
Planung zu den baulichen Umgestaltungen der Verkaufsflachen wie auch der Fassaden und
Fensterflachen wurde von der WSW in Auftrag gegeben und auch die Umsetzung soll
seitens der WSW im Namen und im Auftrag der Stadt durchgefiihrt werden.

Vor der Umsetzung wird die Planung den zustandigen Gremien der Stadt vorgestellt.

Es wird derzeit von einem Investitionsvolumen von max. 5 Mio. € ausgegangen.

In dieser Grol3enordnung wird eine weitere neue Kreditermachtigung erforderlich, die - wie
der 2014 getatigte Ankauf der Schwebebahn-Infrastruktur - Giber entsprechende
Mietzahlungen der WSW finanziert wird.

Auch hierfur kann die Genehmigung der Aufsichtsbehérde erwartet werden.

Die veranderten Kreditermé&chtigungen sind fiir die Ergebnisplanung nicht relevant; die
Auswirkungen auf die Finanzplanung 2017 sind der beigefigten Anlage 2 zu entnehmen.

Demografie-Check

Die Vorlage hat keine Auswirkungen auf die demografischen Ziele.
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Zeitplan

Der durch den Oberblrgermeister und den Stadtkdmmerer unterzeichnete Entwurf des
Zweiten Nachtragshaushaltsplans 2017 wird gemaf3 8 80 GO NRW zur Sitzung am 16. Okt.
2017 in den Rat der Stadt Wuppertal eingebracht. Die abschlieBende Beratung und
Beschlussfassung ist fuir den 13.11.2017 vorgesehen.

In der Zeit vom 17.10. bis einschlieRlich 07.11.2017 wird die Zweite Nachtragssatzung 2017
gemal § 80, Abs. 3 GO NRW nach vorheriger 6¢ffentlicher Bekanntgabe 6ffentlich ausgelegt.
In dieser Zeit kbnnen Einwohner und Abgabepflichtige Einwendungen erheben, Uber die der
Rat in seiner Sitzung am 13.11.2017 6&ffentlich beschliel3t.

Anlagen

Anlage 01 — Zweite Nachtragssatzung 2017
Anlage 02 — Gesamtfinanzplan 2017

Seite: 3/3



	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

